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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


1* Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Sdiedl 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


7. Abgeordneter 
Katzer 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, ölhänd- 
Lern, Herstellern von ölbrennern unid Ölhei- 
zungen, sowie Bauherrn mitzuteilen, ob eine 
ölheizungsp lanung zukünftig in Neubauten 
noch realistisch ist? 

Trifft es zu, daß Pläne erwogen werden, wo- 
nach dem kommunistischen Regime der DDR 
Kredite in einer Größenordnung von ca. 640 
Millionen DM gewährt werden sollen, und ist 
daran gedacht, ungebundene Finanzkredite 
für die Renovierung der Autobahn Helm- 
stedt — Berlin bzw. für den Ausbau der Hotel- 
kapazität tin Leipzig zu bewilligen? 

Trifft es zu, daß die verketzerten Ölkonzerne 
die europäischen Regierungen, darunter auch 
die Bundesrepublik Deutschland, geraume Zeit 
vorher auf die Möglichkeiten von Engpaß- 
situationen hiingewiesen haben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Zulassung von Staatsbaufirmen aus dem 
Ostblock, vor allen Dingen in dem struktur- 
schwachen ostbayerischen Raum, schnellstens 
aufzuheben, dies insbesondere deshalb, da für 
die einheimische Bauindustrie und das Bau- 
handwerk nurmehr in außerordentlich gerin- 
gem Maß Anschlußaufträge vorhanden sind? 

Welche Ursachen gab es dafür, daß die Bun- 
desregierung üiber längere Zeit hinweg über 
die tatsächliche Lage in der Energieversorgung 
nur unzureichend informiert war, und welche 
Folgerungen will die Bundesregierung daraus 
ziehen? 

Inwieweit trifft die in der „Panorama-Sen- 
dung" vom 7. Januar 1974 aufgestellte Be- 
hauptung zu, daß die großen Mineralölgesell- 
schaften ihre Tankstellen zu überhöhten Ben- 
zinabgabepreisen verpflichten, obwohl die Ab- 
gabepreise der Raffinerien eine solche Maß- 
nahme nicht rechtfertigen, und was gedenkt 
die Bundesregierung gegen derartige Maßnah- 
men zu tun? 

Welche Gründe sprechen in der gegenwärtigen 
energiepolitischen Situation für und gegen die 
Einführung der Sommerzeit, und beabsichtigt 
die Bundesregierung eine derartige Maß- 
nahme? 
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8. Abgeordneter 

Reuschenbach 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, nach der 
Untersagung der Fusion von Gelsenberg und 
VEBA vorn Recht des Bundeswirtschaftsmini- 
sters, eine Ansnahmegenehmigung zu erteilen, 
Gebrauch zu machen? 


9. Abgeordneter Wann ist mit dieser Entscheidung zu rechnen, 
Reuschenbach und welche Probleme der dann entstehenden 

(SPD) Markt- und Betriebsstrukturen sind zu beach- 

ten? 


10. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Erdgaspreise in irgend- 

Becker einer Form an die Preise des schweren Heizöls 

(Nienberge) gekoppelt sind? 

(SPD) 


11. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Notwendig- 
keit, für die Bezieher von Erdgas bei erhöhten 
Kosten eine ähnliche Regelung wie den Heiz- 
ölkostenzuschuß zu treffen? 


12. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die besorgnis- 
erregenden Benzinpreise wenigstens bei der 
Gesellschaft, bei der sie die Aktienmehrheit 
besitzt, stabil zu halten? 


13. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklä- 
rung des Sprechers der Vereinigung deutscher 
Elektrizitätswerke, Herrn Bernd Lichterbeck, 
„Mit Strom zu sparen, wenn man ihn bislang 
täglich verbraucht hat, sei schlichter Unsinn/' 
(Kieler Nachrichten vom 9. Januar 1974) bei 
gleichzeitiger Ankündigung von Strompreiser- 
höhungen? 


14. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Welche Mengen an leichtem bzw. schwerem 
Heizöl wurden in den Monaten November und 
Dezember nach Beginn der Energieverknap- 
pung durch Kohle oder Koks in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen substituiert, und sind die 
von der Bundesregierung angestrebten Zahlen 
erreicht worden? 


15. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Sind von der Bundesregierung steuerliche Er- 
leichterungen bzw. Zuschüsse für die Umstel- 
lung der Energieversorgung von leichtem bzw. 
schwerem Heizöl in kleinen Industrieunter- 
nehmen sowie Gewerbe- und Gartenbaube- 
trieben auf Kohle oder Koks vorgesehen, und 
wie beurteilt die Bundesregierung eine der- 
artige Möglichkeit? 


16. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Welche Rolle ist \der Kreditanstalt für Wirt- 
schaftshilfe von der Bundesregierung bei der 
Kreditierung zinsvergünstigter Kredite an Ost- 
blockländer zugedacht? 
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17, Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Inwieweit wird durch die von der Bundesre- 
gierung zugesagten oder in Aussicht gestellten 
zinsvengünstigten Kredite gegenüber Jugosla- 
wien, Polen und der Sowjetunion der Haushalt 
des Bundes Ln einer überschaubaren Zeit be- 
lastet? 


18. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit 
Beginn der Ölverknappung die ungebundenen 
Handelsfirmen zum Teil schwere Marktver- 
luste hinnehmen mußten, obwohl diese Unter- 
nehmen bisher gute Garanten des freien Wett- 
bewerbs in dieser Sparte waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


19, Abgeordneter 
Roser 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen erhalten Rentner und 
Rentnerinnen, die das 65. bzw. 60. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, nicht die gleichen 
Vergünstigungen verbilligter Fahrten für äl- 
tere Menschen bei der Deutschen Bundesbahn, 
und ist die Bundesregierung nicht auch der 
Meinung, daß aus Gründen sozialer Gerechtig- 
keit jüngere Vollrentner, insbesondere Früh- 
rentner, gleichgestellt werden sollten? 


20. Abgeordneter 
Geldner 
(FDP) 


Sieht die Bundesregierung rechtliche Voraus- 
setzungen dafür, daß eine von ihr erlassene 
Verordnung über die Begrenzung der Höchst- 
geschwindigkeit durch einen Länderinnenmini- 
ster für ihn -und seine Kabinettskollegen per 
Ausnahmegenehmigung außer Kraft gesetzt 
wird? 


21. Abgeordneter 
Windelen 
(CDU/CSU) 


Wieviel Zurückweisungen deutscher und aus- 
ländischer Staatsbürger sind durch DDR-Be- 
hörden in den Jahren 1970, 1971, 1972 und 1973 
im Transitverkehr zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Berlin (West) erfolgt? 


22. Abgeordneter 
Windelen 
(CDU/CSU) 


Auf welcher Rechtsgrundlage beruhen die 
nach Inkrafttreten des Abkommens über den 
Transitverkehr erfolgten Zurückweisungen, 
und hält die Bundesregierung sie für ange- 
messen und berechtigt? 


23. Abgeordneter 
Dr. Fudis 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Schritte zu 
unternehmen, damit die Deutsche Bundesbahn 
den Studierenden außer der Ermäßigung bei 
Fahrten zwischen dem Hauptwohnort und dem 
Studienort für Fahrten auf dem übrigen Strek- 
kennetz der Deutschen Bundesbahn eine Fahr- 
preisermäßigung von 30 Prozent gewährt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


24. Abgeordnete Hält die Bundesregierung die Bereitstellung 
Frau von Mitteln der Entwicklungshilfe für die 

Dr. Neumeister Schaffung von Studienplätzen für Ausländer, 
(CDU/CSU) die aus Entwicklungsländern kommen und in 

der Bundesrepublik Deutschland ein numerus 
clausus-Fach studieren wollen nicht konse- 
quenterwedse für geboten? 

Trifft es zu, daß, vor allem auf Grund von 
zahlreichen Interventionen aus Kreisen der 
Wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland, 
der Plan für die Errichtung eines Instituts zur 
Erforschung der Technologien für Entwick- 
lungsländer vorläufig zurückgestellt wurde, 
und falls die Bundesregierung ein solches 
Technologieinstitut weiterhin zu errichten be- 
absichtigt, bitte ich um Angabe des Zeitplans 
und der Kapazität? 

26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Indien deut- 

Dr. Müller sehe Fachleute für die ölsuche zur Verfügung 

(München) zu stellen, nachdem aus indischen Regierungs- 

(CDU/CSU) kreisen verlautet, daß die Sowjet-Fachleute 

die Ölsuche verzögern? 

27. Abgeordneter Kann die Bundesregierung jetzt definitiv be- 

Wohlrabe stätigen, daß sie Jugoslawien als Leistungen 

(CDU/CSU) für ein „Entwicklungsland" Zusagen für insge- 

samt eine Milliarde DM Kredite gemacht hat, 
und kann sie die damit verbundenen Konditio- 
nen mitteilen? 

Trifft die in der gutachtlichen Äußerung des 
Bundesrechnungshofes zur verwaltungsmäßi- 
gen Durchführung der bilateralen-technischen 
Hilfe gemachte Aussage zu, daß die Bundes- 
regierung den Ausschuß für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit im September 1971 bei der Be- 
ratung einer stärkeren Heranziehung von Con- 
sulting-Firmen über die anfallenden Projekt- 
kosten bei der Gawi falsch informiert hat und 
wenn ja, wie erklärt sie dies? 

Welche Stellung bezieht die Bundesregierung 
zu den in dem Gutachten gemachten Vor- 
schlägen zur Reorganisierung des Durchfüh- 
rungsbereiches für die Technische Hilfe? 

30. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die im 
Milz Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 

(CDU/CSU) menarbeit gehandhabte Personalpolitik, zumal 

von dem Gutachten des Bundesrechnungshofs 
dem Ministerium der Vorwurf „der Umgehung 
des Haushaltsplans" gemacht wird, um sich 
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31. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 


(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


zusätzliches Personal zur Erledigung der eige- 
nen dienstlichen Aufgaben zu verschaffen, und 
trifft es zu, daß in dem betreffenden Ministe- 
rium Personen eingestellt werden, deren „fach- 
liche und körperliche Eignung" noch unbe- 
kannt ist? 

Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit unter Mißach- 
tung der vom Ministerium vorgeschriebenen 
Beschaffungsverfahren die Vergabe an be- 
stimmte Firmen erteilt hat, ohne zu beachten, 
daß konkurrierende Firmen vorhanden sind 
und das Ministerium somit den Wettbewerb 
ausgeschaltet hat, und wie rechtfertigt die 
Bundesregierung die Tatsache, daß die Bun- 
desregierung den Bundestagsausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit im September 
1971 dahin unterrichtet hat, „daß Consulting- 
Firmen im Normalfalle teurer wären als die 
Gawi und daß die Gawi nur 7°/o der Projekt- 
kos-ten verlange", obwohl -das Gutachten des 
Bundesrechnungshofes zu dem Ergebnis 
kommt, daß diese Information falsch sei, da 
übersehen wurde, „daß die sogenannte sieben- 
prozentige Gawi-Pauschale (auf die Projekt- 
kosten) nicht der Abgeltung des Gawi-Auf- 
wands dient, sondern nur einen Abschlag auf 
die ihr zustehende Gesamtvergütung dar- 
stellt"? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Äußerung von Bundesminister Eppler, 
Haushaltspläne könnten bei der Technischen 
Hilfe nicht eingehalten werden, den schweren 
Vorwurf der Umgehung des Haushaltsplans, 
der vom Bundesrechnungshof erhoben wird, in 
ausreichender Weise beantwortet? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
schwerwiegende Mängel in der Verwaltung, 
der Kontenführung, der Abgrenzung der Ver- 
antwortlichkeiten, bei der Sachbeschaffung für 
die Projekte mit dem Hinweis auf Gutachten 
des Bundesrechnungshofs zur Organisation der 
Technischen Hilfe aus den Jahren 1968 und 
1969 abgetan werden können, und wie ver- 
steht die Bundesregierung die Verantwortlich- 
keit der Bundesregierung und eines Bundes- 
ministers für die Organisation seines Zustän- 
digkeitsbereichs? 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge 
zu tragen, daß das Gutachten des Bundesrech- 
nungshofs, das zur Zeit noch als Verschluß- 
sache behandelt wird, der deutschen Öffent- 
lichkeit bekanntgegeben wird? 

Welche Sofortmaßnahmen wird Bundesmini- 
ster Eppler ergreifen, um — nodr vor einer 
Neuorganisation der deutschen Entwicklungs- 
hilfe — wenigstens die schwerwiegendsten 
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Mängel, die der Bundesrechnungshof nach Be- 
richten der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 17. Januar 1974 festgestellt hat, insbe- 
sondere die Umgehung des Haushaltsplans 
durch die Erledigung dienstlicher Aufgaben 
durch zusätzliches Personal, das Nichteinhal- 
ten des rechtlich zwingend vorgeschriebenen 
Beschaffungsverfahrens, die Unmöglichkeit, die 
genaue Zahl der bearbeitenden Projekte fest- 
zustellen, die Tatsache, daß die von der BfE 
geführten Statistiken einer Nachprüfung nicht 
standhalten, das Fehlen einer Gesamtverant- 
wortung für ein Projekt, das Fehlen einer ein- 
heitlichen Aktenordnung und die mangelhafte 
Planung, Lieferung ungeeigneten Geräts und 
zu aufwendige Ausstattung abzustellen? 

Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Hausverfügung Nr. 34 aus dem Jahr 
1971, die die Einzelverantwortlichkeiten bei 
der Durchführung der bilateralen Technischen 
Hilfe regelt und die nach der Aussage des Bun- 
desrechnungs.hofs keine Gesamtverantwortlich, 
keit erkennen läßt, immer noch in Geltung ist 
und eine Neuregelung noch nicht erfolgte, 
obwohl seit dem 1. April 1973 die Gesamt- 
verantwortung für ein Projekt bei den Regio- 
nalreferaten des BMZ liegen soll? 

Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung 
eine Gesamtverantwortung der Regionalrefe- 
rate des BMZ für die Projekte realisiert wer- 
den, wenn die Regionalreferate nicht über die 
notwendigen Unterlagen und Informationen 
über ihre Region und über die Projekte besit- 
zen, und wenn das BMZ nicht über die ent- 
sprechenden Fachleute verfügt und in hohem 
Maße für die Planung der Projekte auf die 
Durchführungsinstitution zurückgreift? 


Geschäftsbereich des Bundesmmisters des Innern 


38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick auf 

Dr. Schmitt- die Bedeutung der Rechtsverordnung gemäß 

Vockenhausen § 7 des Gesetzes zum Schutze gegen Fluglärm 
(SPD) den Beratenden Ausschuß vor dem Erlaß der 

Rechtsverordnung zu hören, und wann ist mit 
dem abschließenden Erlaß der Rechts Verord- 
nung zu rechnen? 

39. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Modell- 

Wende Untersuchung zur Bildung eines Berliner 

(SPD) Sn ot tgroßvereins zu fördern, nach der zu- 

kunftsweisende Organisations- und Wirt- 
schaftsformen mit einem zeitgemäßen Sport- 
stättenangebot in den Ballungszentren der 
Großstädte entwickelt werden kann? 


37. Abgeordneter 

Dr. Wulff 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Dr. Wulff 
(CDU/CSU) 
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40. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


41. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 

44. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Berger 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, für die modell- 
hafte Errichtung eines Freizeit- und Erho- 
lungsparks in Berlin Förderungsmittel zur 
Verfügung zu stellen, um dadurch beispielhaft 
eine gezielte Möglichkeit des Freizeit- und 
Erholungssports für alle Altersgruppen der 
Bevölkerung aufzuzeigen? 

In welchem Stadium des Genehmigungsver- 
fahrens befindet sich das Projekt des Kern- 
kraftwerks bei Rüthi in der Nahe des schwei- 
zerischen Bodenseeufers, und ist damit zu 
rechnen, daß dieses Projekt verwirklicht wird, 
und teilt die Bundesregierung die Überzeu- 
gung vieler Menschen aus allen Ländern am 
Bodensee, daß dieses Kernkraftwerk ein ernst- 
zunehmendes Gefahrenrisiko, auch im Hinblick 
auf die Reinhaltung des Bodensees darstellen 
würde, und wie könnte man diesem Risiko 
begegnen? 

Trifft die in Pressemeldungen wiedergegebene 
Annahme zu, die am 20. September 1973 ange- 
kündigte Gesetzesinitiative der Bundesregie- 
rung für das Verfahren zur Berufung oder Ab- 
lehnung von Bewerbern des öffentlichen Dien- 
stes werde vom derzeitigen Bundesinnen- 
minister bis zu seinem möglichen Wechsel in 
ein anderes Ministeramt zurückgehalten, oder 
welche anderen Gründe haben die Vorlage des 
angekündigten Entwurfs bisher verhindert? 

Kann damit gerechnet werden, daß der Ent- 
wurf vor oder nach dem 15. Mai 1974 vorge- 
legt wird? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Aus- 
wahlmannschaften der Fachverbände des 
Deutschen Sportbunds, sogenannte National- 
mannschaften, bei internationalen Meister- 
schaften, Ländervergleichskämpfen sowie 
Freundschaftstreffen im Ausland -unter unter- 
schiedlichen Bezeichnungen angekündigt wer- 
den, obwohl im Codebuch des Internationalen 
Olympischen Komitees eine genaue Bezeich- 
nung festgelegt ist? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, diese Unsicherheit in der Ankündigung 
von Auswahlmannschaften aus der Bundes- 
republik Deutschland zu beseitigen, oder was 
gedenkt sie gegebenenfalls zu tun, um hier 
Abhilfe zu schaffen? 

Besteht seitens der Bundesregierung noch die 
Absicht, die am 20. September 1973 vom 
Bundeskanzler angekündigte Gesetzesinitia- 
tive zur Regelung des Verfahrens bei Zweifeln 
an der Gewähr der Verfassungstreue von 
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47. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 

Volmer 


(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Conradi 


(SPD) 


Bewerbern für den öffentlichen Dienst zu er- 
greifen, und bis wann wird sie — wenn ja — 
diese Absicht verwirklichen? 

Hat die Bundesregierung -in den seither ver- 
strichenen vier Monaten einen Gesetzesent- 
wiurf odjer Formulierungsvorschlag als Grund- 
lage der vom Bundesinnenminister angekün- 
digten Abstimmung mit den Ländern ausgear- 
beitet, und wann ist dieser Text welchen 
Länderbehörden zugeleitet worden? 

Ist aus der bisherigen Nichtvorlage der von 
der Bundesregierung am 20. September 1973 
angekündigten Gesetzesinitiative für das Ver- 
fahren zur Berufung oder Ablehnung von 
Bewerbern des öffentlichen Dienstes zu schlie- 
ßen, daß die Bundesregierung inzwischen die 
bestehenden Gesetze und ihre Erläuterung 
durch die Beschlüsse der Regierungschefs vom 
28. Januar 1972 für ausreichend klar sowie 
ihre vollständige Anwendung im Bund und 
allen Ländern für gesichert hält? 

Welchen Umfang hat nach den Erkenntnissen 
der Bundesregierung die Spionage der Staaten 
des Warschauer Pakts in der Bundesrepublik 
Deutschland, und gibt es Anzeichen dafür, daß 
diese Spionagetätigkeit in den letzten Monaten 
gesteigert worden ist? 

Trifft die Pressemeldung zu, wonach die Offi- 
ziere der sowjetrussiischen Militärmission in 
Bünde, die früher 100 bis 200 Erkundungsfahr- 
ten im Monat im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland unternommen hätten, jetzt bei- 
nahe 300 solcher Erkundungsfahrten monatlich 
machten (Quick 17. Januar 1974), und hält die 
Bundesregierung bejahendenfalls eine derar- 
tige Tätigkeit für vereinbar mit dem Status 
und den Aufgaben dieser Militärmission? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach einen Tag 
nach der Errichtung eines stationären Funk- 
mastes in der BGS-Kaserne Bad Bramstedt ein 
russischer Offizier aus einem Fahrzeug der 
sowjetischen Militärmission in Bünde die neue 
Anlage fotografiert hat (Quick 17. Januar 
1974), und hat die Bundesregierung sonstige 
Anhaltspunkte dafür, daß die sowjetischen 
Militärmissionen in Baden-Baden, Frankfurt 
und Bünde an der Spionagetätigkeit der Staa- 
ten des Warschauer Paktes in der Bundesrepu- 
blik Deutschland beteiligt sind? 

Trifft es zu, daß die Verleihung des großen 
Y~ v benstkreuzes an den griechischen Bankier 
und Reeder Stratis Andreadis, ehemaliger Be- 
rater von und später Handelsminister unter 
Papadopoulos, am 7. Januar 1974 auf einem 
Vorschlag der Bundesregierung beruht? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


53. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Auf Grund welcher Tatsachen und Erwägun- 
gen hat der Generalbundesanwalt beim Bun- 
desgerichtshof die Strafverfolgung gegen den 
stellvertretenden Attache für Schiffahrtsfragen 
bei der polnischen Botschaft in Ost-Berlin we- 
gen Verdachts der Spionage eingestellt, und 
welche Weisungen sind dem Generalbundes- 
anwalt in diesem Fall seitens der Bundesregie- 
rung erteilt worden, bzw. welche Empfehlun- 
gen, Anregungen und Hinweise sind ihm sei- 
tens der Bundesregierung gegeben worden? 


54. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, gesetzliche 
Dr. Penner Regelungen für Organverpflanzungen vorzu- 

(SPD) schlagen? 


55. Abgeordneter 
Dr. Nölling 
(SPD) 


In welchem Umfang und mit welchem materiel- 
len Inhalt wurden bisher vom Bundesjustiz- 
ministerium Rechtsverordnungen über Min- 
destarbeitsbedingungen für Handelsvertreter 
nach § 92 a des Handelsgesetzbuches erlassen? 


55. Abgeordneter Hält die Bundesregierung auf Grund der mit 

Dr. Nölling den Rechtsverordnungen zu § 92 a des Han- 
lSPD) delsgesetzbuches gemachten Erfahrungen diese 

gesetzliche Grundlage für ausreichend, oder 
empfiehlt sie andere Formen kollektiver Siche- 
rung von Mindestarbeitsbedingungen für den 
genannten Personenkreis? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


57. Abgeordneter Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
Marschall daß Abgeordnete des Parlaments berechtigten 

(SPD) Anspruch auf volle Information über die Ver- 

gabe von öffentlichen Mitteln haben? 


58. Abgeordneter 

Kunz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Bis wann kann die Bundesregierung der deut- 
schen Öffentlichkeit alle vorhandenen Unter- 
lagen als ausführliche Dokumente über deut- 
sche Vermögenswerte in den Vertreibungs- 
gebieten vorlegen? 


59. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei der Aufstockung einer Bundesbeteiligung 
immer nur 26"/<» oder 76° n interessant sind, und 
halt sie bejahendenfalls Ausgaben in Höhe 
von 640 Millionen DM für eine Erhöhung des 
Anteils des Bundes an der GBAG von 48,3% 
auf 51,3% für gerechtfertigt? 


10 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7 1555 


60. Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Nordlohne 

(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, durch eine 
Reduzierung des Mehrwertsteuersatzes für 
Vertriebserlöse und eine Verbilligung der Ge- 
bühren in den Dienstbereichen der Post der 
existenzgefährdenden Entwicklung in der deut- 
schen Zeitungswirtschaft zu begegnen? 

Wie hoch war die Zahl der Planstellen in sämt- 
lichen Bundesministerien ohne nachgeordnete 
Bereiche in den Besoldungsgruppen A 13 14 
bis A 16 sowie in den Besoldungsgruppen B 3, 
B 6, B 9 und Bll am 31. Dezember 1969 und 
am 31. Dezember 1973? 


Ist die Bundesregierung bereit, gegebenenfalls 
einer ungewöhnlichen Vermehrung und Anhe- 
bung von Planstellen im Hinblick auf die stän- 
dig wachsenden Personalausgaben des Bundes 
Einhalt zu gebieten? 

Wie ist die Absicht der Bundesregierung, in 
der Privatwirtschaft Bewirtungsspesen künftig 
nicht mehr als Betriebsausgaben anzuerken- 
nen, vereinbar mit der Tatsache, daß die Bun- 
desregierung ihre eigenen Gäste relativ auf- 
wendig zu betreuen pflegt? 

Ist die Bereitschaft des Bundesministers der 
Finanzen, eine Bundesfinanzhilfe für Projekte 
in Schneverdingen, Rolfsen und Amelinghau- 
sen zu gewähren, ausschließlich auf sachliche 
Erwägungen auf Grund des Beschlusses des 
Deutschen Bundestages — Drucksache VI/1575 
Ziffer 2 b — zurückzuführen, oder war eine 
Intervention anderer Persönlichkeiten außer- 
halb von Regierungsstellen erforderlich, wie 
es Pressemeldungen zu entnehmen ist? 


65. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Mursch Ziffer 2 b der o. a. Entschließung in den ver- 

(Soltau-Harburg) gangenen drei Jahren hinreichend Rechnung 
(CDU/CSU) getragen worden ist, und teilt sie meine An- 

sicht, daß hier in verstärktem Maße Bundes- 
finanzhilfen künftig notwendig sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


66. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, aus dem § 13 
Abs. 1 und 2 des Tierschutzgesetzes den Auf- 
trag abzuleiten, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrats Vorschriften über 
die Haltung, Pflege und Unterbringung von 
Tieren zu erlassen, soweit dies zum Schutz der 
Tiere notwendig ist? 
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67. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


69. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


70. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Brück 
(SPD) 


74. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Besteht die Möglichkeit, eine gesetzliche Güte- 
marke einzuführen, die es dem Verbraucher 
ermöglicht, beim Einkauf von Geflügel oder 
Fleisch solche Produkte zu bevorzugen, die 
tierschutzgerecht erzeugt wurden? 

Betrachtet die Bundesregierung die Gewäh- 
rung von Prämien für die Unbrauchbarma- 
chung von Weizen für die menschliche Ernäh- 
rung, wobei dieser als Futtergetreide noch 
verwendet werden kann, als eine Maßnahme, 
die ihren agrarpolitischen und marktwirtschaft- 
lichen Vorstellungen sowie der Verpflichtung 
der Bundesrepublik Deutschland zu solidari- 
schem Verhalten gegenüber den Hungernden 
in Entwicklungsgebieten entspricht? 

In welcher Richtung sollte, falls die vorste- 
hende Frage nicht bejaht wird, (die zugrunde- 
liegende EG-Regelung geändert werden, und 
was wird die Bundesregierung unternehmen 
bzw. was hat sie bisher unternommen, um eine 
solche Änderung zu erreichen? 

Welche für die menschliche Ernährung geeig- 
neten Nahrungsmittelmengen sind im Jahr 
1973 in der Bundesrepublik Deutschland bzw. 
in den Ländern der Europäischen Gemein- 
schaft vernichtet bzw. durch Denaturierung 
der menschlichen Ernährung entzogen oder 
über den Bedarf eiserner Reserven hinaus ge- 
hortet worden? 

Wie vereinbart die Bundesregierung es mit 
ihren internationalen Verpflichtungen, daß 
einerseits Nahrungsmittel vernichtet bzw. dem 
menschlichen Gebrauch entzogen werden und 
andererseits in weiten Gebieten Afrikas (Äthi- 
opien, Sahel-Zone), aber auch in anderen Tei- 
len der Welt Hungerkatastrophen herrschen? 

Welche Gründe verhinderten bislang, diie be- 
reits 1950 vereinbarte Pariser Vogelschutz- 
konvention zu übernehmen und damit auch 
dem Appell gerecht zu werden, den die 10. Eu- 
ropäische Vogelschutzkonferenz 1972 in Ma- 
maia (Rumänien) an die Bundesrepublik 
Deutschland gerichtet hat, die Frühjahrsjagd 
auf die Waldschnepfe einzustellen, zumindest 
aber einziuschränken? 

Wie ist die Haltung der Bundesregierung zu 
der Forderung der französischen Regierung, 
die EG-Orientierungspreise für Rindfleisch um 
10°/o zu erhöhen? 

Ist die Bundesregierung bereit, für die von 
der Ölenergiepreissteigerung besonders be- 
troffenen, vorwiegend auf genossenschaftlicher 
Basis arbeitenden kombinierten Trocknungs- 
und Grünfiuttertrocknungsanlagen, denen eine 
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Weitergabe der eklatant gestiegenen Kosten 
nicht möglich ist, weil sie ausschließlich Fut- 
terstoffe für den eigenen Betrieb konservieren, 
1974 zu helfen, und in welcher Form wird die 
Bundesregierung dies tun? 


75. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des Münchner Merkur vom 
16. Januar 1974 — italienische Demonstranten 
hätten deutsche Milchtankwagen am Brenner 
angehalten, die Fahrer in Schlägereien ver- 
wickelt, Tanklastzüge beschossen und 150 000 1 
Milch auslaufen lassen — zu, und w^as hat die 
Bundesregierung unternommen, um derartige 
Vorfälle künftig zu unterbinden und die Schul- 
digen zum Schadensersatz heranzuziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


76. Abgeordneter 

Ronneburger 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß wegen des besorgniserregenden Perso- 
nalmangels auf dem sozialen Sektor Erleichte- 
rungen bei der Anrechnung von Einkünften 
aus sozialpflegerischen Tätigkeiten auf ein- 
kommensabhängige Bezüge aus, der Kriegs- 
opferversorgung dazu beitragen können, zu- 
sätzliche Pflegekräfte aus dem Potential z. B. 
der Kriegerwitwen zu gewinnen, und ist die 
Bundesregierung bereit, einen entsprechenden 
Gesetzentwurf vorzubereiten? 


77. Abgeordneter 
Spitzmüller 
(FDP) 


78. Abgeordneter 
Spitzmüller 
(FDP) 


79. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Arbeitsämter angewiesen 
sind, für die Dauer der Aufenthaltserlaubnis 
für beschäftigte ausländische Arbeitnehmer 
nur noch eine Arbeitsgenehmigung zu erteilen, 
jedoch längstens für sechs Monate, auch wenn 
Paß und Aufenthaltserlaubnis noch neun Mo- 
nate oder zwölf Monate Gültigkeit haben? 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, da- 
für zu sorgen, daß eine solche schematische 
Handhabung, die in den Betrieben bereits gro- 
ßen Ärger bereitet, nicht flexibler gestaltet 
werden könnte, so daß Anträge von Betrieben 
für eine Arbeitserlaubnis für ein Jahr dann 
zu genehmigen sind, wenn der Betrieb nach- 
weist, daß der ausländische Arbeitnehmer 
sich schon länger als drei Jahre in der Bundes- 
republik Deutschland aufhält und als Fachkraft 
länger als sechs Monate benötigt wird? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die errich- 
tete Stiftung für die Alterssicherung älterer 
Selbständiger (BGBl. I S. 1965 ff.) so auszu- 
statten, daß die Binanzkraft der Stiftung nicht 
allein vom Solidaritätsgefühl der Selbständi- 
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80. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


81. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


82. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 


83. Abgeordneter 

Sdiäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 


84. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


gen «abhängt, zumal sich durch die Verände- 
rung der wirtschaftlichen Lage die Leistungs- 
kraft der Selbständigen erheblich verschlech- 
tert hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel An- 
träge auf Gewährung von Geschiedenenwit- 
wenrente nach dem Rentenreformgesetz vom 
1. März 1973 auf Grund der erweiterten Vor- 
aussetzungen nach § 1265 RVO und § 42 AVG 
bei den Landesversicherungsanstalten vorlie- 
gen und bis Abschluß des Jahrs 1973 bes,chie- 
den worden sind? 

Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 
gegebenenfalls einen Bericht über die Erfah- 
rungen bei der Gewährung von Geschiedenen- 
wi'twenrente nach dem Rentenreformgesetz 
vorzulegen? 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung 
beabsichtigt, das Gesetz zur Weiterentwick- 
lung der sozialen Krankenversicherung derge- 
stalt zu novellieren, daß die kostenlosen Vor- 
sorgeuntersuchungen auf Herz- und Kreislauf- 
erkrankungen ausgedehnt werden, und bis 
wann ist gegebenenfalls mit der Vorlage eines 
entsprechenden Gesetzentwurfs zu rechnen? 

Hält die Bundesregierung die gegenwärtigen 
Altersgrenzen für kostenlose Vorsorgeunter- 
suchungen unter medizinischen Gesichtspunk- 
ten für revisionsbedürftig, und welche Alters- 
grenzen sieht sie als optimal an? 

Von weicher Stelle und ab welchem Zeitpunkt 
erhält ein Wehrpflichtiger, der nach Beendi- 
gung seiner Wehrdienstzeit zu seinem Arbeits- 
platz zurückkehrt, Arbeitslosenunterstützung, 
wenn dieser Betrieb (z. B. Güternahverkehr — 
wegen einer Frostperiode) seine Arbeitnehmer 
vorübergehend entlassen hat? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in Krisen- 
gebieten, in denen Anträge auf Entlassung von 
Arbeitnehmern bedrohliche Formen annehmen, 
die dort bisher für Kurzarbeit geltende Frist 
von einem Jahr zu verlängern? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


86. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung gewillt, zukünftig auf 
die Begrenzung der Freistellung von Wehr- 
pflichtigen, die sich gemäß § 8 Abs. 2 des 
Katastrophenschutzgesetzes für mindestens 
zehn Jahre zum Katastrophenschutzdienst ver- 
pflichten, zu verzichten, falls bei den Gemein- 
den ein Bedarf besteht, der über die von der 
Bundesregierung festgelegte Höchstzahl hin- 
ausgeht? 
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87. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die 

Dr. Zimmermann Sowjetunion die Wehrdienstzeit um ein Jahr 

(CDU/CSU) verlängert hat, und welche Konsequenzen 

zieht gegebenenfalls die Bundesregierung dar- 
aus für unsere Sicherheitspolitik? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ge- 
fährdung der Bevölkerung durch die Lagerung 
von Nervengaskampfmitteln in der Bundes- 
republik Deutschland, um welche Mengen 
handelt es sich, und wer verfügt über diese? 

89. Abgeordneter Trifft es zu, daß Überlegungen beim Bundes- 

Dr. Schwörer amt für Wehrtechnik und Beschaffung ange- 

(CDU/CSU) stellt werden, künftig Bundeswehraufträge zur 

Herstellung von Unterwäsche nach Korea zu 
vergeben? 

90. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 

Dr. Schwörer daß die Lage der Betriebe, die bisher für die 

(CDU/CSU) Bundeswehr gearbeitet haben und die auf 

Grund der derzeitigen kritischen Marktsitua- 
tion ohnehin schlecht beschäftigt sind, durch 
solche Maßnahmen noch zusätzlich verschlech- 
tert wird, und was gedenkt sie dagegen zu 
unternehmen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den 
Angehörigen der Bundeswehr seit langer Zeit 
der Wunsch besteht, neue Trainingsanzüge zu 
erhalten, und sieht die Bundesregierung in 
absehbarer Zeit die Möglichkeit, die Ange- 
hörigen der Bundeswehr mit neuen Trainings- 
anzügen auszustatten, die durch Material und 
Form mehr Anreiz zum „inner- und außer- 
dienstlichen Sport" geben? 

Welchen Sinn sieht die Bundesregierung in 
der Teilnahme von Bundeswehrangehörigen 
an Experimenten der Hamburger Universität, 
bei denen das Verhalten von Menschen in 
Paniksituationen getestet werden soll? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
§ 8 des geltenden Betriebsführungsvertrags 
zwischen dem Bund und der Industrieanlagen- 
Betriebsgesellschaft mbH Ottobrunn eine Mit- 
gliedschaft dieser Gesellschaft beim Arbeit- 
geberverband der Metallindustrie zuläßt? 

94. Abgeordneter Hat die Bundesregierung im Zusammenhang 

Marschall mit der Entscheidung für einen neuen Tarif- 

(SPD) ' ** ■ i g der Industrieanlagen-Betriebsgesell- 

schaft mbH Ottobrunn erwogen, welche Aus- 
wirkungen dieser für die betroffenen Arbeit- 
nehmer hat, und in welcher Weise wurden 
die Interessen der Belegschaft gewahrt? 


93. Abgeordnete 

Frau Dr. Riedel- 
Martiny 

(SPD) 




88. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 
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95. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
scheidung des Divisionskommandeurs der 
Bundeswehr in Unna, die Zusammenarbeit mit 
den Schulen in Nordrhein-Westfalen auf dem 
Gebiet der staatsbürgerlichen Erziehung einzu- 
stellen, da „die Identifizierung mit diesem 
Staat, den man zu Recht den freiheitlichsten 
unserer Geschichte genannt hat, nicht zu den 
Zielen des politischen Unterrichts in Nord- 
rhein-Westfalen gehört", und ist nach Meinung 
der Bundesregierung unser freiheitlicher 
Rechtsstaat noch gesichert, wenn die Ansicht 
des nordrhein-westfälischen Kultusministers 
Ziel der politischen Bildung an den Schulen 
werden sollte, daß „Verfassung und Rechts- 
ordnung der Rahmen für politisches Handeln 
sind, doch dieser Rahmen durch politisches 
Handeln veränderbar" ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


96. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


97. Abgeordnete 

Frau Schleicher 


(CDU/CSU) 


98. Abgeordnete 

Frau Schleicher 


(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Welche gesetzlichen Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, um zukünftig sicherzustel- 
len, daß die Ergebnisse ärztlicher Untersuchun- 
chungen nicht mehr in den Besitz des Arztes 
übergehen, sondern den Patienten — gegebe- 
nenfalls über die Kassen — für spätere ärzt- 
liche Behandlungen zur Verfügung stehen? 

Wie entwickelt sich auf Grund neuester An- 
gaben die Zahl der Erkrankungen an an- 
steckenden Geschlechtskrankheiten in der Bun- 
desrepublik Deutschland, und welche Ursa- 
chen sind für diese Entwicklung maßgebend? 

In welcher Form hat die dem Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit 
nachgeordnete Bundeszentrale für gesundheit- 
liche Aufklärung bei ihrer Propaganda, insbe- 
sondere für bestimmte Arten der Empfängnis- 
verhütung, der Zunahme der Geschlechts- 
krankheiten Rechnung getragen, oder welche 
Konsequenzen gedenkt sie zu ziehen? 

Kann die Bundesregierung die Summe der 
Mittel nennen, die in der Bundesrepublik 
Deutschland jährlich für gesundheitspolitische 
Maßnahmen aufgewendet werden? 


100. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Untersuchungen be- 
kannt, nach denen bei dieser Gesundheitsfür- 
sorge ein wesentlicher Teil eingespart werden 
könnte, wenn durch eine Intensivierung der 
Sportförderung gewährleistet wird, daß Ge- 
sundheitsschädigungen auf ein vertretbares 
Maß verringert werden, und in welcher Rela- 
tion würde die Bundesregierung gegebenen- 
falls die Mittel ansetzen? 
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101. Abgeordneter 
Dr. Eyrich 
(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 
Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


103. Abgeordneter 
Kroll-Schlüter 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die den Arzneimitteln beigegebe- 
nen Gebrauchsanweisungen fast immer in 
einer für den Laien unverständlichen Fach- 
sprache abgefaßt sind, und es dadurch dem 
Verbraucher nicht möglich ist, sich auch selbst 
darüber zu informieren, ob bei ihm Umstände 
vorliegen, die die Einnahme des Präparats 
bedenklich erscheinen lassen, und ist sie be- 
reit, durch gesetzgeberische Maßnahmen mög- 
liche Gefahren für den Verbraucher dadurch 
zu vermindern, daß den Arzneimittelherstel- 
lern aufgegeben wird, die Beschreibung über 
Anwendungsbereich und Wirkungsweise von 
Arzneimitteln allgemeinverständlich zu hal- 
ten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit 
einiger Zeit von einer (Hamburger) Firma 
Spraydosen angeboten werden, die einen 
Milchzusatz zur Zubereitung von Milchmix- 
getränken enthalten, und wie beurteilt sie 

— besonders im Hinblick auf die Verwechs- 
lungsmöglichkeiten mit unter Umständen le- 
bensgefährlichen, ebenfalls in Spraydosen an- 
gebotenen Produkten (z. B. Insektizide, Möbel- 
politur) — die von diesen Erzeugnissen even- 
tuell ausgehende Gefahr für Kinder, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
um solche Gefahren für Kinder abzuwenden? 

Ich frage die Bundesregierung, ob und wann 

— entsprechend ihren Ankündigungen in den 
Jahresberichten 1971 und 1972 — - eine Geset- 
zesreform zum Jugendschutz dem Bundestag 
zur Beratung und Verabschiedung vorgelegt 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


104. Abgeordneter Welche Heizungsanlagen mit welchen Brenn- 
Geisenhofer stoffen werden künftig in dem öffentlich ge- 

(CDU/CSU) förderten Wohnungsbau, insbesondere in Bun- 

deswohnungen, eingebaut? 


105. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die in Verwaltungs- 
gerichtsurteilen zum Ausdruck gekommene 
Rechtsauffassung, daß der Text des § 146 des 
Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960 aus- 
drücklich die Fischerei nicht zur Landwirt- 
schaft zählt, obwohl die Fischerei und Fisch- 
zucht im Bewertungsgeaetz, dem Einkommen- 
steuergesetz, dem Umsatzsteuergesetz, dem 
r^tz zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung und dem Grundstücksver- 
kehrsgesetz eindeutig zur Landwirtschaft zäh- 
len? 
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106. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für angebracht, 
um Zweifel grundsätzlich auszuräumen, den 
§ 146 des Bundesbaugesetzes durch Einfügung 
der Worte „Fischerei und Fischzucht" zu er- 
gänzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


107. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß mit 
der Verpflichtung von Bürgern der DDR zu 
Geheimnisträgern für sie selbst, ihre Frauen 
und ihre erwachsenen Kinder Verbote ver- 
bunden sind wie Flüge über dem kapitalisti- 
schen Ausland, Benutzung von Interzonenzü- 
gen in der DDR, Brief-, Telefon- und sonstige 
Kontakte auch über Dritte mit dem kapitalisti- 
schen Ausland, Einladungen an Verwandte 
und Freunde aus dem kapitalistischen Aus- 
land, Lektüre von Literatur aus dem kapitali- 
stischen Ausland, Empfang und Versendung 
von Paketen aus dem und in das kapitalisti- 
sche Ausland, und welche Entwicklungen zeich- 
nen sich ab, diese Situation zu verändern? 


108. Abgeordneter 
BÖhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wann und bei welcher Gelegenheit hat die 
Bundesregierung versucht, die Entscheidung 
der DDR, die Zwangsumtauschquote für Zonen- 
besucher zu verdoppeln, rückgängig zu ma- 
chen? 


109. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche Antworten haben die zuständigen 
Ostberliner Behörden den Vorstellungen und 
Hinweisen der Bundesregierung erteilt, die 
zwangsweise eingeführte Verdoppelung der 
Geldumtauschsumme zurückzunehmen? 


110. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Bedeutet die Tatsache, daß die Bundesregie- 
rung „sowohl während der Verhandlungen 
(über den Grundvertrag) wie im Gesetzge- 
bungsverfahrens nie einen Zweifel daran 
gelassen hat, daß der Grundlagenvertrag 
die verfassungsrechtliche Rechtsposition der 
Bundesrepublik Deutschland unberührt läßt" 
(Fragestunde 13. Dezember 1973) und die Tat- 
sache, daß die in B VI 3 des Grundvertrags- 
urteils vom Bundesverfassungsgericht ange- 
führten Umstände geeignet sind, auch dem 
Vertragspartner gegenüber die nach dem 
Grundgesetz erforderliche Auslegung des 
Grundvertrags zu geben, auch, daß die DDR 
nach dem Völkerrecht nur solche Ansprüche 
aus dem Grundvertrag herzuleiten vermag, die 
mit dem Grundgesetz und dem Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 in 
Einklang stehen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


111. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Fiebig das VEW-Kraftwerk Uentrop-Schmehhausen, 

(SPD) das bis zum Jahr 1976 mit einem Thorium- 

Hochtemperatur-Atomreaktor bestückt sein 
wird, im Rahmen des Energieforschungspro- 
gramms oder mit anderen Bundesmitteln zu 
einer Anlage zu erweitern, die nicht nur Kohle 
in Strom umwandelt, sondern auch in Gas, und 
damit einen entscheidenden Beitrag zur Lö- 
sung der Energieprobleme zu leisten? 

Ware nicht gerade der Raum Hamm, der in 
jüngster Zeit durch die Ankündigung von zwei 
Zechenstillegungen der Ruhrkohle AG betrof- 
fen wurde, ein geeigneter Standort für ein 
derartiges Projekt? 

113. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für ein ge- 

Dr. Jahn meinsames Programm der EWG zur Verflüs- 

(Braunschweig) sigung und Vergasung der Kohle einzutreten? 

(CDU/CSU) 

114. Abgeordneter Welche Energieforschungsvorhaben hätten 

Dr. Dollinger sich mit dein für die Erhöhung des Bundesan- 
(CDU/CSU) teils an der GBAG erforderlichen Betrag von 

640 Millionen DM finanzieren lassen? 


115. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Dr. Stavenhagen rung über die zukünftige Förderung der An- 
(CDU/CSU) Wendung der Datenverarbeitung in der ge- 

werblichen Wirtschaft auf Grund der Erfahrun- 
gen der staatlichen Förderungsmaßnahmen der 
letzten Jahre? 


116. Abgeordneter Beabsichtigt das Bundesministerium für For- 

Dr. Stavenhagen schung und Technologie, sämtliche Gutachten 
(CDU/CSU) der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, und 

wie erfolgt die Ausschreibung der Gutachten? 

117. Abgeordneter Wird der Postreisedienst endgültig zum 1. Juli 

Braun 1974 von der Deutschen Bundesbahn übernom- 

(CDU/CSU) men? 

118. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß besonders in ländlichen 

Braun Räumen die vom Postreisedienst betriebenen 

(CDU/CSU) Strecken in vollem Umfang — auch die un- 

rentablen Strecken — von der Deutschen Bun- 
desbahn weiterbetrieben werden? 


112. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


119. Abgeordneter 
Dr. Hornhues 


(CDU/CSU) 


120. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 


121. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 


(SPD) 


122. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Trifft es zu, daß die volle Förderung nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz für Inter- 
natsschüler verweigert wird, wenn in erreich- 
barer Nähe eine Schule sich befindet, die zum 
gleichen Bildungsabschluß (z. B. Abitur) führt, 
und gedenkt die Bundesregierung, hier eine 
Änderung herbeizuführen? 


Wird die Bundesregierung angesichts, der gro- 
ßen Knappheit an Studienplätzen un den soge- 
nannten numerus clausus-Fächern auf die Part- 
ner des Staatsvertrags über die Studienzulas- 
sung einwirken, damit die in dem Staatsver- 
trag vorgesehene Zulassurngsquote für Aus- 
länder von bis zu höchstens 8% vermindert 
wird bzw. wenigstens nicht in jedem Fall 
schematisch voll ausgeschöpft wird? 

Wird sich die Bundesregierung an der Schaf- 
fung des Europäischen Interuniversitären In- 
stituts einer „Tele-Universität" beteiligen, und 
wie gedenkt die Bundesregierung dieses euro- 
päische Institut mit seinem Bildungsangebot 
in das deutsche Bildungssystem einzuordnen? 

Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und 
in der Lage, bei den von ihr gewährten Zu- 
schüsse für Schulversuche in den Ländern zu 
überprüfen, ob die Anschaffung von Einrich- 
tungen sinnvoll war, und zu den günstigsten 
Preisen vorgenommen wurde? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


123. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Treffen die Beanstandungen des Bundesrech- 
nungshofs über die Amtsführung des Bundes- 
ministers Dr. Eppler zu, wenn ja, welche Kon- 
sequenzen zieht der Bundeskanzler, und ist er 
bereit, Dr. Eppler wegen Unfähigkeit im Dienst 
zu entlassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


124. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Hat der deutsche Außenminister in seinen 
Verhandlungen mit dem Außenminister der 
Volksrepublik Polen über die Frage der Um- 
siedlung von 50 000 Menschen beachtet, daß 
bei der Umsiedlung auch junge Menschen be- 
rücksichtigt werden? 
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125. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


128. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


129. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


130. Abgeordneter 
Vahlberg 

(SPD) 


131. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung nicht die 
Auslieferung der Terroristen von Kuwait ver- 
langt, die im Dezember 1973 aus Rom eine 
deutsche Lufthansa-Maschine entführten, oder 
warum wurde die italienische Regierung nicht 
in ihrem Auslieferungsbegehren von Bonn 
unterstützt? 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die 
Auslieferung der Terroristen von Rom an 
Arafat völkerrechtlich zweifelhaft und bedenk- 
lich ist? 

Wie läßt sich die neuerliche Wechselkursfest- 
setzung der CSSR zu Ungunsten von Touri- 
sten- und Besuchsreisen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland mit Nummer 4 und 5 des 
„Briefwechsels über humanitäre Fragen" zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
CSSR vom 11. Dezember 1973, wonach beide 
Regierungen „den Reiseverkehr zwischen den 
beiden Ländern weiterentwickeln" und „Mög- 
lichkeiten technischer Verbesserungen im 
Reiseverkehr prüfen" wollen, vereinbaren? 

Wie viele Bürger der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind seit der Ratifizierung des War- 
schauer Vertrags während ihrer Besuchsreisen 
im Bereich der Volksrepublik Polen verhaftet 
und gegen wie viele sind von den polnischen 
Behörden Anklage erhoben und Urteile gefällt 
worden? 

Kann die Bundesregierung Nachrichten bestä- 
tigen, daß eine fünfköpfige Familie deswegen 
in Moskau verhaftet worden ist, weil sie ihre 
Bitte um Aussiedlungserlaubnis bekunden 
wollte, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um zu erreichen, daß deutsche Aussied- 
lungswillige zur Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Moskau vorgelass.en werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Be- 
richt, den Pastor Tullio Vinay und Don Enrico 
Chiavacci im Auftrag der italienischen Sektion 
des Internationalen Komitees zur Befreiung 
der politischen Gefangenen in Südvietnam und 
der italienischen Sektion von Pax Christi über 
die Lage der politischen Gefangenen in Süd- 
vietnam im September 1973 veröffentlicht hat, 
und erwägt die Bundesregierung, Schritte zu 
unternehmen, um das Schicksal der aus politi- 
schen Gründen gefangen gehaltenen Menschen 
zu erleichtern? 

Hat die Bundesregierung auf das hessische In- 
nenministerium eingewirkt, Protestveranstal- 
tungen und Demonstrationen einer persischen 
Studentenvereinigung in Frankfurt zu unter- 
binden, weil diese Veranstaltungen das Ver- 
hältnis zum Iran belasteten? 
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132. Abgeordneter 

Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


133. Abgeordneter 

Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


134. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


In welcher Höhe hat die tschechoslowakische 
Regierung oder haben andere teschechoslowa- 
kische offizielle Organe finanzielle Forderun- 
gen als Reparationen oder andere Kriegsfolge- 
leistungen an die Bundesrepublik Deutschland 
angekündigt? 

Welche Kredite, Kreditsubventionen und Zu- 
wendungen, in welcher Höhe, mit welcher 
Begründung und zu welchem Zinssatz hat die 
Bundesregierung zu Lasten des Bundes oder 
anderer Körperschaften Staaten in Ost-, Ost- 
mittel- und Südosteuropa ganz oder teilweise 
versprochen oder in Aussicht gestellt? 

Liegen der Bundesregierung Informationen 
über Kreditwüns.che von Ostblockländern oder 
aus Jugoslawien an die DDR vor? 


135. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


136. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


137. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung in den Gesprächen 
und Verhandlungen mit Repräsentanten des 
gegenwärtigen Regimes in der CSSR deutsche 
Kredithilfen oder andere Zuwendungen zu 
anderen als marktüblichen Zinssätzen in Aus- 
sicht gestellt oder stellen lassen? 

Unter welchen Voraussetzungen wäre die Bun- 
desregierung bereit, der Volksrepublik Polen 
— gemäß polnischem Wunsch — über eine 
Milliarde DM an ungebundenem, zinsverbillig- 
ten Kredit und darüberhinaus sieben Milliar- 
den DM als Bürgschaft für deutsche Investitio- 
nen zu gewähren? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung der pol- 
nischen Volksrepublik mehr als eine Milliarde 
DM zu ungewöhnlich billigem Zinssatz mit 
30jähriger Laufzeit angeboten hat? 


138. Abgeordneter Hat die Bundesregierung oder ihr jeweiliger 
Dr. Kliesing Partner in engerem oder weiterem Zusam- 
tCDU/CSU) menhang bei den Verhandlungen über diplo- 

matische Beziehungen mit Ungarn und Bulga- 
rien über Kreditwünsche oder Finanzleistun- 
gen in irgendeiner Form gesprochen? 


139. Abgeordneter Haben in den letzten drei Jahren westliche 

Dr. Kliesing oder neutrale Länder direkt oder indirekt 

(CDU/CSU) deutsche Kriegsfolgeleistungen verlangt? 


140. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung gegen die Ver- 
Dr. Zimmermann suche der Sowjetunion unternommen, be- 
(CDU/CSU) stimmte Sendungen der Deutschen Welle zu 

verhindern und zu stören? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


Wie und gegebenenfalls in welcher Weise hat 
Sonderminister Bahr seine Ausführungen ge- 
genüber dem Vertreter der DDR „die Bundes- 
regierung werde sich voll an Text und Inhalt 
der geschlossenen Verträge und der dazugehö- 
rigen Texte halten" (Staatssekretär Grabert, 
64. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
8. November 1973) mit dem Hinweis gekräf- 
tigt, daß für das Verfassungsorgan Bundes- 
regierung das Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts mit all seinen Begründungen vom 
31. Juli 1973 verpflichtend ist? 


2 Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Was bedeutet konkret die Mitteilung, daß 
Sonderminister Bahr beauftragt sei, im Rah- 
men des Bundeskabinetts die „Kooperation 
mit den sozialistischen Ländern" zu gewähr- 
leisten, und welche Kompetenzen hat er, um 
dieser Aufgabe gerecht zu werden, vom Aus- 
wärtigen Amt, dem Wirtschafts- und dem 
Ministerium für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit übernommen? 


3. Abgeordneter 

Werner 


(CDU/CSU) 


Welche Mittel wurden in den letzten drei 
Monaten des Jahrs 1973 seitens der Bundes- 
regierung und des Bundespresse- und Infor- 
mationsamts für Anzeigen in den deutschen 
Tageszeitungen ausgegeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordneter 
Dürr 


(SPD) 


Durch welche Maßnahmen ist eine bestmög- 
liche Verbreitung der deutschen Interessen bei 
der Dritten Seerechtskonferenz über die Nut- 
zung des Meeres und des Meeresbodens, düe 
im Frühjahr 1974 in Caracas (Venezuela) statt- 
finden soll, sichergestellt? 


5. Abgeordneter 


Dürr 

(SPD) 


Ist dafür eine Arbeitsgruppe, gegebenenfalls 
unter Hinzuziehung von Sachverständigen aus 
Wissenschaft und Praxis, gebildet worden, und 
ist beabsichtigt, für die Konferenz einen Son- 
derbotschafter zu ernennen, wie das die briti- 
sche Regierung bereits 1972 getan hat? 
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6. Abgeordneter 

Schlaga 

(SPD) 


7. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 


8. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wie viele der Vorsitzenden der Prüfungsaus- 
schüsse bei Kreiswehrersatzämtern sind pen- 
sionierte Richter, Staatsanwälte oder Personen 
vergleichbarer Vorbildung im Pensionsalter, 
und wie viele der Vorsitzenden der Prüfungs- 
ausschüsse sind jüngere Beamte? 

Wie viele der erstgenannten Personengruppe 
der Vorsitzenden von Prüfungsausschüssen 
haben Funktionen innerhalb der Gerichtsbar- 
keit der ehemaligen deutschen Wehrmacht 
bekleidet? 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
bestätigen, die polnische Militärmission in 
West-Berlin habe in jüngster Zeit Einreise- 
visen für Personen abgelehnt, in deren Perso- 
nalausweis ihr Geburtsort in den deutschen 
Ostgebieten mit dem deutschen Ortsnamen 
eingetragen ist, und was hat die Bundesregie- 
rung dagegen unternommen, ist sie insbeson- 
dere der polnischen Behauptung entgegenge- 
treten, Polen verfahre in Übereinstimmung 
mit den Vereinbarungen, die im Rahmen der 
deutsch-polnischen Konsultationsgespräche in 
den letzten Jahren mündlich getroffen worden 
seien? 


9. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit nachzuforschen 
und darüber Auskunft zai geben, welche chile- 
nischen Flüchtlinge erst kurze Zeit über die 
chilenische Staatsbürgerschaft verfügen? 


10. Abgeordneter Wann und gegebenenfalls unter welchen Vor- 
Dr. Holtz aussetzungen gedenkt die Bundesregierung, 

(CDU/CSU) die 1963 mit Kuba abgebrochenen diplomati- 

schen Beziehungen wieder aufzunehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


11. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung die erforderlichen 
Maßnahmen eingeleitet, um die Errichtung 
einer Ausbildungsstätte für Mitarbeiter der 
Sportorganisationen in Berlin zu ermöglichen? 


12. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


Bis wann beabsichtigt die Bundesregierung, 
die gemäß Artikel 29 Abs. 3 GG auf Grund 
der erfolgreichen Volksbegehren erforderli- 
chen Volksabstimmungen in den betreffenden 
Landesteilen durchzuführen? 


13. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


Gibt es Überlegungen, den in Artikel 29 
Abs. 3 GG genannten Termin — 31. März 
1975 — durch neuerliche Verfassungsänderung 
zu verschieben oder ganz fallen zu lassen? 
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14. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung Flücht- 
Höcherl linge aus der DDR in den Auffanglagern vom 

(CDU/CSU) Verfassungsschutz nach Fluchthelfern und 

Fluchtwegen befragen läßt, um in Zusammen- 
arbeit mit der DDR die Fluchtwege verstopfen 
zu helfen? 


15. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


Ist bekannt, daß im US-Staat New York der 
Höchstgehalt an Phosphaten in Waschmitteln 
gesetzlich auf max. 8,7 v. H. festgelegt worden 
ist und eine Fünfjahresstudie über die Ver- 
unreinigung eines Sees („Science" Band 182, 
S. 379) ergeben hat, daß, seit die gesetzliche 
Beschränkung in Kraft ist (H /2 Jahre), der 
Gehalt an anorganischem Phosphat um mehr 
als 57 v. H. zurückgegangen ist, und wenn ja, 
wann beabsichtigt die Bundesregierung, Maß- 
nahmen zu ergreifen, die zu den gleichen Er- 
folgen führen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


16. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es neben 
den Sportorganisationen bei Bundesbahn und 
Bundespost auch Sportgemeinschaften der Zoll- 
verwaltung gibt, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, diese Sportgemein- 
schaften den Bundesbahn- und Postsportver- 
einen in der ideelen und materiellen Förde- 
rung gleichzustellen? 


17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den vom Deut- 
Mursdi sehen Bundestag gemäß Drucksache VI/1575 

(Soltau-Harburg) Ziff. 2 e geforderten Bericht — entsprechend 
(CDU/CSU) vervollständigt — dem Parlament erneut vor- 

zulegen, weil der Bericht Drucksache VI/3643 
vom Deutschen Bundestag wegen der vorzeiti- 
gen Auflösung nicht mehr behandelt werden 
konnte und wegen des Prinzips der Diskonti- 
nuität des Parlaments auch nicht mehr erörtert 
werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


18. Abgeordneter 
Dr. Slotta 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung Möglichkeiten, ohne 
daß diies zu Lasten der Kraftfahrer geht, auf 
die Mineralölgesellschaften dahin gehend Ein- 
fluß zu nehmen, daß diese anstelle der bisheri- 
gen Festprovision von 5,8 Pfg. je Liter eine 
prozentuale Provision vom Verkaufspreis den 
Tankstellenverwaltern gewähren, damit die 
Existenz der etwa 36 000 Tankstellenverwalter 
erhalten bleibt? 
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19. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im ge- 
Lattmann samten Allgäu die Stadt Lindenberg, Landkreis 

(SPD) Lindau, von den Folgen der Konjunkturab- 

schwächung und der Energieverteuerung mit 
derzeit 163 Arbeitslosen, 727 Fällen von Kurz- 
arbeit und zahlreichen beschäftigungslosen 
Heimarbeiterinnen am schwersten betroffen ist 
(Bevölkerung 10 300, Arbeitnehmer insgesamt 
6500 bei 1300 Einpendlern und 300 Auspend- 
lern), und welche speziellen Förderungsmög- 
lichkeiten hält die Bundesregierung im Rah- 
men des Programms „Verbesserung der regio- 
nalen Struktur" kurzfristig zur Sicherung der 
Arbeitsplätze in der Lindenberger Industrie 
und längerfristig für eine gesamtwirtschaft- 
liche Strukturverbesserung in Lindenberg und 
im Westallgäu für angebracht und realisier- 
bar? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 
schläge des Deutschen Gewerkschaftsbunds 

vom 18. September 1973 zur Novellierung der 
Handwerksordnung (z. B. Mitbestimmung der 
Arbeitnehmerausbildung), und welche Forde- 
rungen des Deutschen Gewerkschaftsbunds 

will die Bundesregierung übernehmen? 

21. Abgeordneter Bis wann beabsichtigt die Bundesregierung, 

Link die Novellierung der Handwerksordnung dem 

(CDU/CSU) Parlament zur Beratung vorzulegen? 

22. Abgeordneter Welcher Unterschied besteht im Preis nach 

Dr. Jahn den letzten Preiserhöhungen der wichtigsten 

(Braunschweig) Ölförderungsländer zwischen Schweröl und 

(CDU/CSU) Benzin, wenn diese aus Kohle hergestellt 

würden? 

23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit 

Dr. Jahn den Mitgliedstaaten der EWG ein mittel- und 

(Braunschweig) langfristiges Energieproduktionsprogramm 

(CDU/CSU) auszuarbeiten, daß die EWG in der Zukunft 

vor außenwirtschaftlichen Pressionen sichert? 

24. Abgeordneter Stimmen Berichte, wonach die Sowjetunion 

Dr. Stavenhagen ihre Mineralölliefermengen trotz bestehender 

(CDU/CSU) Lieferverträge gegenüber europäischen Ab- 

nehmerländern reduziert hat, und wenn ja, 
gegenüber welchen Ländern und um wieviel 
Prozent im Vergleich zu den geplanten Men- 
gen? 

25. Abgeordneter Stimmen Berichte, wonach die Sowjetunion 

Dr. Stavenhagen Mineralöl an europäische Abnehmerländer zu 

(CDU/CSU) gegenüber vertraglichen Vereinbarungen er- 

heblich erhöhten Preisen verkauft, und wenn 
ja, an welche Länder, und werden von der 
Sowjetunion auch Partien am freien Markt 
ohne Lieferverträge angeboten? 


20. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 
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26. Abgeordneter 
Dr. Slotta 


(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung, eine der ge- 
planten Forschungseinrichtungen im energie- 
wirtschaftlichen Bereich — Kohlevergasung, 
Kohledruckvergasung (Kraftwerk), kontinuier- 
liche Kokserzeugung mit Gas- und Ölgewin- 
nung, Kohlehydrieranlage oder Kohleextrak- 
tionsverfahren — im Saarland oder in Zu- 
sammenarbeit mit Frankreich im Saar-Lor-Lux- 
Raum zu errichten, zumal bereits 1969 eine 
kohlen- und kokstechnische Forschungsstätte 
in Velsen (Saarland) in Auftrag gegeben war 
und durch die Zusammenarbeit mit der wirt- 
schaftswissenschaftlichen Fakultät der Univer- 
sität des Saarlandes, die einen ausgezeichne- 
ten Ruf hat, besonders gute Voraussetzungen 
gegeben sind? 


27. Abgeordneter Wieviel Mineralöl hat Deutschland im Krieg 

Dr. Häfele jährlich, zum Beispiel 1943, verbraucht, und 

(CDU/CSU) wieviel braucht die Bundesrepublik Deutsch- 

land heute? 


28. Abgeordneter 

Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Quellen stammte das im Krieg 
verbrauchte Mineralöl? 


29. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die mittelständische Baustoff- 
industrie, die einen wesentlichen Bestandteil 
der Bauwirts.chaft darstellt, von dem Kredit- 
programm der konjunkturpolitischen Be- 
schlüsse der Bundesregierung vom 19. Dezem- 
ber 1973 ausgeschlossen ist, weil unter „Bau- 
wirtschaft" im Sinne dieser Beschlüsse auf 
Grund einer internen Absprache nur das „Bau- 
hauptgewerbe" verstanden werden soll, ob- 
wohl zwar die Baustoffindustrie, nicht aber 
das Bauhauptgewerbe, hohe Lagerbestände 
aufweisen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung* 
Landwirtschaft und Forsten 


30. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in Intensivkälbermästereien 
die Kälber bei hohen Wärmegraden (37 Grad) 
und hoher Luftfeuchtigkeit etwa drei Monate 
lang in völliger Dunkelheit und in engen 
hölzernen Boxen stehen, in denen sie sich nicht 
umdrehen, sondern nur aufstehen und nieder- 
legen können, und daß die Ställe so konstru- 
iert sind, daß die Tiere ausschließlich das mit 
Antibiotika (gegen Krankheit) und Östrogenen 
(zur besseren Fleischgewinnung) versetzte Fut- 
ter erreichen können, und trifft es zu, daß 
Schweine zur Mast in Dunkelheit und engen 
Boxen mit Halsklammern in liegender Stel- 
lung am Boden gehalten werden, um nur ge- 
ringe Eigenbewegungen zu ermöglichen, und 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, hier Abhilfe zu schaffen? 
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31. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Sauter 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
bestätigen, daß sie die einkommenswirksame 
Verwendung der 400 Millionen DM im Haus- 
halt 1974 — Einzelplan 10 — im Ministerrat 
der EG garnicht beantragt hat? 

Hat die Verordnung (EWG) Nummer 3496/73 
der EG-Kommission vom 21. Dezember 1973 
über die in Italien geltenden Währungsaus- 
gleichsbeträge wiederum zur Folge, daß in 
Italien auch die Interventions- bzw. Ankaufs- 
preise für Obst und Gemüse sowie die Aus- 
gleichszahlungen zur Förderung der Verarbei- 
tung bestimmter Apfelsinensorten ab 1. Januar 
1974 entsprechend erhöht werden? 

Wie begründet sich für die in die EG-Inter- 
ventionsregelung der VO Nr. 1035/72 einbezo- 
genen Obst- und Gemüsearten die unterschied- 
liche Höhe der Prozentspannen, die für die 
Festsetzung der Ankaufspreise im Verhältnis 
zu den Grundpreisen maßgebend ist, und er- 
wägt die Bundesregierung, auf Grund der in 
den letzten Jahren mit der EG-Interventions- 
regelung für Obst und Gemüse gemachten 
Erfahrungen, sich in Brüssel für eine Ände- 
rung dieser Prozentsätze vor allem unter Be- 
rücksichtigung marktpolitischer Erfordernisse 
einzusetzen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche prak- 
tischen Schwierigkeiten sich für die Sport- und 
Freizeitreiter ergeben würden, wenn es bei der 
jetzigen Regierungsvorlage zum § 12 Abs. 2 
des Bundeswaldgesetzes verbliebe, und wird 
die Bundesregierung deshalb einer Fassung 
den Vorzug geben, der zufolge eine allgemeine 
Reiterlaubnis mit Verbotsvorbehalt in be- 
stimmten Fällen, z. B. zugunsten von land- und 
forstwirtschaftlich genutzten Flächen, etwa 
dem nordrhein-westfälischen Entwurf eines 
Landschaftsgesetzes entsprechend zugestanden 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


35. Abgeordneter Welche tatsächlichen Ergebnisse haben die bis- 
Dr. Schmitt- herigen Bemühungen, die ärztliche Versorgung 

Vockenhausen auf dem Lande zu verbessern, erbracht? 

(SPD) 


36. Abgeordneter 

Katzer 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, ehemaligen Zeitsoldaten der Bundes- 
wehr, die nach ihrer Entlassung nicht sofort 
eine SteLlung finden und arbeitslos gemeldet 
sind, für die Zeit der Arbeitslosigkeit einen 
Krankenversicherungsschutz zu gewähren? 
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37. Abgeordneter Wie können ehemalige Zeitsoldaten, die nach 

Katzer ihrer Entlassung studieren wollen, aber auf 

(CDU/CSU) einen Studienplatz warten müssen, einen 

Krankenversicherungsschutz erhalten? 

38. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Burger Bundesanstalt für Arbeit in ihrer Arbeits- 

(CDU/CSU) marktstatistik die ausländischen Arbeitskräfte 

und die Grenzgänger nicht mehr registriert, 
und wird sich die Bundesregierung dafür ein- 
setzen, daß diese beiden Gruppen — es han- 
delt sich um ca. 2,5 Millionen Ausländer und 
nahezu 100 000 Grenzgänger — wieder durch 
die Bundesanstalt für Arbeit statistisch erfaßt 
werden? 

39. Abgeordneter Wie hoch waren die bisherigen und sind die 

Dr. Müller zukünftigen Kosten für die Eingliederung 

(München) chilenischer Flüchtlinge in Deutschland? 

(CDU/CSU) 

40. Abgeordneter Wieviel Prozent der anspruchsberechtigten 

Härzschel Frauen und Männer haben sich 1973 einer Vor- 

(CDU/CSU) sorgeuntersaichung unterzogen, und bei wie- 

viel Prozent der Untersuchten wurde eine bis- 
her nicht bekannte Krebserkrankung entdeckt? 

41. Abgeordneter Was haben die Bundesregierung und die Trä- 

Härzschel ger der Krankenversicherung getan, die Bereit- 

(CDU/CSU) Schaft, an einer Vorsorgeuntersuchung teilzu- 

nehmen, zu fördern, und welche Konsequenzen 
wird die Bundesregierung aus den bisherigen 
Erfahrungen ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


42. Abgeordneter Wird die Munitionsniederlage der Bundes- 

Dr. Jobst wehr beim Standort Cham im Hinblick auf 

(CDU/CSU) die aufgetretenen Schwierigkeiten verlegt? 

43. Abgeordneter Welche anderen Vorkehrungen wird das Bun- 

Dr. Jobst desverteidigungsministerium gegebenenfalls 

(CDU/CSU) treffen, um die durch die Munitionsniederlage 

für die Bevölkerung entstandenen Beeinträch- 
tigungen abzubauen? 

44. Abgeordneter Wieviel Übungen haben auf der Ebene der 

Dr. Klepsch Verteidigungsbezirkskommandos im Rahmen 

(CDU/CSU) der zivil-militärischen Zusammenarbeit statt- 

gefunden und zwar jeweils in den Jahren 
1971, 1972 und 1973? 
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45. Abgeordneter 

Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen haben das Bundesfi- 
nanz- und Bundesverteidigungsministerium 
den Beitritt der Industrieanlagen-Betriebsge- 
sellschaft mbH, Ottobrunn, die sich zu 74°/o im 
Bundesbesitz befindet und mit ca. 1400 vor- 
wiegend wissenschaftlichen Mitarbeitern Ent- 
scheidungshilfen für öffentliche und private 
Auftraggeber liefert, gegen den erklärten Wil- 
len und ohne Absprache mit der Belegschaft 
und der im Betrieb vertretenen Gewerkschaft 
zu dem Arbeitgeberverband der Bayerischen 
Metallindustrie erklärt, der fachlich hierfür 
nicht zuständig ist? 


46. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Sind die beteiligten Ministerien bereit, den 
Vollzug der Entscheidung auszusetzen und im 
Sinne der Vorstellung von echter Demokratie 
und Mitbestimmung der Arbeitnehmer ent- 
sprechend einer Zusage des Herrn Staatssekre- 
tärs Dr. Mann vom 6. Oktober 1972 die Beleg- 
schaft an dieser Entscheidung zu beteiligen, 
um zu vermeiden, daß bisherige Besitzstände 
beeinträchtigt werden und insbesondere den 
von der Belegschaft gewünschten Abschluß 
eines Haustarifvertrages, der den Besonder- 
heiten der Tätigkeit der Mitarbeiter der IABG 
Rechnung trägt zu ermöglichen, der seitens 
der DAG im Aufträge der Belegschaft seit 
einem Jahr aus, gehandelt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


47. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Läßt sich während der Sonn- und Feiertage, 
insbesondere aber während eines Zeitraums 
mit mehreren aufeinanderfolgenden Sonn- und 
Feiertagen, ein zahnärztlicher Bereitschafts- 
dienst (Notdienst) sicherstellen, der den Kla- 
gen aus verschiedenen Teilen der Bundesrepu- 
blik Deutschland abhilft? 


48. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 


Wann wird die Fünfte Verordnung zur Ände- 
rung der Verordnung über die von Kranken- 
kassen den freiberuflich tätigen Hebammen 
f ü r Heb a r i i m e n h i 1 f e n / u zahlenden Ge b ü 1 1 r c n 
mit der zum 1. Januar 1973 rückwirkend wirk- 
samen 1 0’ 1 nigen Gebührenerhöhung (entspre- 
chend dem tariflich erhöhten Entgelt der An- 
sledtshebammen) in Kraft, treten? 


49. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
treffen um sicherzuslelion, daß künftig das 
Verfahren zur Anpassung der Gebühren für 
fremeruMich tätige Hebammen an die tarifliche 
Gehe Ilsen ! v- Ick 1 ung so vereinfacht wird, daß 
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die Gebiihrenerhöhungen für freiberufliche 
Hebammen gleichzeitig mit den Tariferhöhun- 
gen wirksam werden und nicht erst erheblich 
später rückwirkend in Kraft gesetzt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


50. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Sind Informationen aus der Presse zutreffend, 
daß die Hauptverwaltung der Deutschen Bun- 
desbahn beabsichtigt, die Zahl der Stückgut- 
bahnhöfe im Bundesgebiet aus Rationalisie- 
rungsgründen von 1000 auf 400 zu vermindern, 
und in welchem Zeitraum soll diese Rationa- 
lisierungsmaßnahme durchgeführt werden? 


51. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Sind Informationen aus der Presse zutreffend, 
daß Singen, Hohentwiel, einen Zentral-Stück- 
gutbahnhof für den Bodenseeraum im Bereich 
der Bundesbahndirektion Karlsruhe erhalten 
soll, und welche Konsequenzen hätte diese 
Entscheidung für die bestehenden Stückgut- 
bahnhöfe in diesem Bereich? 


\ 


52. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, der Emp- 
fehlung der Deutschen Bundesbahn Folge zu 
leisten, die Strecke zwischen Uelzen und Dan- 
nenberg-Ost stillzulegen und wenn ja, welches 
Alternativ-Verkehrsangebot soll der Bevölke- 
rung zur Verfügung gestellt werden? 


53. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich der Bau einer Trasse für eine 
Bahnlinie zwischen der B4 und dem künftigen 
Uelzener Hafen angesichts der Stillegungsab- 
sicht von Bundesbahn und Bundesverkehrs- 
ministerium? 


54. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Für welche konkrete Ausbaumaßnahme im 
Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 
1974 sollen die im Einzelplan 12 für den Aus- 
bau von Teilstrecken zwischen Solingen und 
Radevormwald einschließlich Ortsdurchfahrt 
Radevormwald bei der B 229 insgesamt vorge- 
sehenen 4 000 000 DM verwandt werden? 


55. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Zuge weiterer Rationali- 
s.ierungsmaßnahmen der Deutschen Bundes- 
bahn der Stückgutverkehr in Bad Reichenhall 
und in Berchtesgaden eingestellt und das 
Schnellzugsbetriebswerk Freilassing aufgelöst 
werden soll, und müßte bejahendenfalls bei 
einer Verwirklichung dieser Pläne nicht mit 
einer schweren wirtschaftlichen Benachteili- 
gung dieses peripher gelegenen Gebiets ge- 
rechnet werden? 
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56. Abgeordneter Wie wiirkt sich die Erhebung von Mehrwert- 

Dr. Ahrens Steuer auf Autobahngebühren in Italien auf 

(SPD) deutsche Transportunternehmen, auch im Ver- 

gleich zu italienischen Konkurrenzunterneh- 
men, aus? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, zusätzliche Belastungen deutscher Trans- 
portunternehmen und Wettbewerbsverzerrun- 
gen zu ihren Lasten durch Erhebung von 
Autobahngebühren künftig zu verhindern? 

Ist die Regierung bereit zu prüfen, ob bei der 
im Donauried geplanten Versuchsanlage für 
Verkehrstechniken (Hochleistungsschnellbahn) 
das in der Westschleife vorgesehene flächen- 
aufwendige Versuchsnebenfeld (Rad-Schiene- 
Technik) nicht entfallen kann? 

Wie weit sind die bereits im Herbst 1973 an- 
gekündigten abschließenden Gespräche zwi- 
schen dem Bundesland Österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des 
künftigen Autobahnüberganges Lindau/Bre- 
genz gediehen, und wann kann endgültig mit 
welchem Ergebnis gerechnet werden? 

Hat die Bundesregierung in ihrem vorgese- 
henen „Konjunktur- Ankur belungs" -Programm 
1974 zusätzliche Finanzmittel für den Straßen- 
bau im Allgäu vorgesehen, und wo wird sie 
diese einsetzen? 

61. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der Zustand des Bahn- 

Niegel hofsgebäudes Kulmbach bekannt, und welche 

(CDU/CSU) Pläne hat sie für das Kulmbacher Bahnhofs- 

gebäude? 

62. Abgeordneter Welchen Finanzbetrag hat der Bund im Jahr 

Pfeifer 1973 für den Neubau von Bundesfernstraßen 

(CDU/CSU) im Regierungsbezirk Tübingen ausgegeben, 

und wie hoch war dieser Betrag in den Jahren 
1968, 1969, 1970, 1971 und 1972? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

63. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Er- 
Büchner höhung der Förderungsmittel dazu beizutra- 

(Speyer) gen, daß vor allem die zweiseitigen Begegnun- 

(SPD) gen von Mannschaften und Vereinen zwischen 

Berlin und den Städten des Bundesgebiets in- 
tensiviert werden können? 


60. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 
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64. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
wonach Schriftsteller oder Künstler aus der 
DDR, denen von Städten, Einrichtungen öffent- 
licher oder privater Art in der Bundesrepublik 
Deutschland in Anerkennung ihres Kunstschaf- 
fens Preise verliehen werden, diese ausschla- 
gen? 


65. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Treffen öffentlich geäußerte Vermutungen zu, 
daß die ablehnende Haltung der Betroffenen 
auf Druck der Behörden der DDR zurückzu- 
führen ist, und steht dies nicht im Wddersprudi 
zu den Bekundungen, d*ie kulturellen Bezie- 
hungen zwischen den beiden deutschen Staa- 
ten zu verbessern und zu festigen? 


66. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wie ist die Äußerung von Bundesminister 
Franke in einem Kommentar für den Berliner 
Sender RIAS, die DDR scheine bemüht zu 
sein, „deutlich zu machen, daß sie den Ent- 
spannungsprozeß zwischen beiden deutschen 
Staaten grundsätzlich weiter fördern will", in 
Übereinstimmung zu bringen mit der Tatsache, 
daß die Angehörigen der Nationalen Volks- 
armee erst kürzlich im SoMatenmagazin 
„Armeerundschau" zu bedingungslosem Haß 
gegenüber dem Westen aufgerufen worden 
sind und eine solche Haltung als „unsere 
Moral" charakterisiert worden ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


67. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
der Wettbewerbsgleichheit die Gebührenfrei- 
heit im Postscheckdienst, mit der sie den Ein- 
druck eines besonders kostengünstig arbeiten- 
den Dienstleistungsunternehmens erwecken 
will, obwohl die Kosten hierfür aus den Mono- 
poldiens.tzweigen der Deutschen Bundespost 
— also von der Allgemeinheit — getragen 
werden, abzubauen? 


68. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Besteht die Absicht, bei der Rechnungslegung 
der Deutschen Bundespost die seit 1968 prak- 
tizierte Dreiteilung des Postschecksystems, die 
in ihrem Ergebnis zu irreführenden Folgerun- 
gen führt, wieder aufzugeben zugunsten einer 
Abrechnung, aus der das Defizit der — eine 
Einheit bildenden — drei Zahlungsarten klar 
hervorgeht? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


69. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Emmert 
(SPD) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, 
daß auch über Sportentwicklungshilfemaß- 
nahmen der Deutschen Sportjugend im Rah- 
men des „interministeriellen Ausschusses," der 
Bundesregierung entschieden wird? 


70. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Einmert 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
auch der Einsatz von Sportfachkräften durch 
die deutschen Entwicklungshilfeorganisationen 
(z. B. DED) in enger Abstimmung mit den 
Vorhaben der Bundesregierung erfolgen muß? 


Bonn, den 18. Januar 1974 



